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Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 30 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 28. April 7965, an der mit—

gewirkt haben '

Senatspräsident Prof‚ Dr" B o g 5
als Vorsitzender,

die Bundesrichter * Dr. L a n g k e i t und

Dr° S c h u b e r t sowie

die Bundessozialrichter L e p i n s k i
.

und

Dr° F e t z e r
1‘73

als ehrenamtliche Richter

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 10„ De—

zember 1965 und das Urteil des Sozialgerichts Detmold

vom 70 Juni 1963 aufgehoben° Die Klage wird abgewie—

sen°

Kosten des Verfahrens sind nicht zu erstatten„

Von Rechts wegen°
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I.

Der Kläger bezieht von der Beklagten seit dem 1. Juli 1960

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit° Da er nicht die in @ 165

Abs" 1 Nr° 3 der Reichsversicherungsordnung (RVO) vorge—
sehene Vorversicherungszeit in der gesetzlichen Krankenver—

sicherung (KrV) erfüllt, gehört er nicht zu den darin be—

zeichneten Rentnern, die kraft Gesetzes gegen Krankheit

versichert sind° Er hat seit 1952 bei der Deutschen Kranken—_

versicherungs—AG eine private Kranken h a_u s
kostenver—

sicherung abgeschlossen° Sein Beitrag hierfür betrug zu-

nächst 45‚—— DM monatlich und hat sich später noch erhöht"

Im März 1962 beantragte der Kläger bei der Beklagten die

Zahlung eines Beitragszuschusses nach @ 581 Abs° 4 Satz 2

RVG° Die Beklagte lehnte den Antrag ab, weil den bei einem

privaten Krankenversicherungsunternehmen versicherten Rent—

nern der geforderte Beitragszuschuß nur gewährt werden könne,v

wenn sie eine Krankénkostenvollversicherung und nicht nur
eine Krankenhauskosten— oder eine sonstige Teil— oder Zu—

satzversieherung eingegangen seien°

Das Sozialgericht (SG) Detmold hat dagegen die Beklagte auf

die vom Kläger erhobene Klage hin verurteilt, ihm einen ‘

Bescheid über die Gewährung des begehrten Ausgleichsbe—

trages in gesetzlicher Höhe zu erteilen° @ 581 Abs° 4

Satz 2 RVO verlange als Voraussetzung für den dort vor—
geseheuen Beitragszuschuß nur das Bestehen einer Versiche-

rung gegen Krankheit° Hierfür genüge schon die Kranken—

hauskostenversicherung„ Zwar seien die nach 5 765 Abs" ?

Nr„ 3 und 4 BVD pflichtversicherten Rentner voll gegen
Krankheit versicherte Das schließe aber einen Beitrags—

zuschuß zu privaten Teil— oder Zusatzversicherungen nicht

aus° Wenngleich die Beiträge alsdann geringer seien als

bei Vollversicherungen, müsse doch beachtet werden, daß
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die Versicherten als AuSgleich dafür auch im größeren Um—

fange Leistungen selbst zu übernehmen hätten° Ihr Schutz—

und Hilfsbedürfnis sei deshalb nicht geringer als das der

Vollversicherten und der nach @ 765 Abs„ ? Nr° 3 oder 4 RVO

Pflichtversicherten° Ein Umkehrschluß aus den letztgenann-

ten Vorschriften sei deshalb nicht zulässig.

Die hiergegen von der Beklagten eingelegte
Berufung

ist

erfolglos geblieben„ Das Landessozialgericht (LSG) Nord—

rhein—Westfalen ist in seinem Urteil vom 10. Dezember

1965 der Auffassung des SG gefolgt° @ 587 Abs" 4 RVO sei

erst bei der zweiten und dritten Lesung des Gesetzes über
die Krankcnversicherung der Rentner (KVdR) vom 12. Juni

1956 (BGBl I 500) eingefügt worden° Es fehlen also ein

Regierungsentwurf und ein schriftlicher Ausschußbericht„

Den mündlichen Ausführungen der Abgeordneten Kalinke in

der zweiten und dritten Lesung des Gesetzes am 790 April

1956 (Bericht über die 147„ Sitzung des 2° Deutschen Bun—

destages 80 7277/7278) sei nur zu entnehmen, daß mit der
Gewährung des Beitragszuschusses an die in @ 584 Abs° 4

Satz 4 und 2 BVG bezeichneten Personen dem Gleichheits—

grundsatz habe entsprochen werden sollen° Die Rentner,

die nicht nach 5 165 Abs„ ? Nr° 5 oder 4 RVO pflicht—
versichert seien, aber von sich aus eine freiwillige

Mitgliedschaft in der gesetzlichen KrV begründet oder

eine private KrV abgeschlossen hätten, hätten nicht

schlechter gestellt werden sollen als die pflichtver—

sicherten Rentner° Hieraus könne jedoch nicht im Wege

des Umkehrschlusses hergeleitet werden, es müsse somit

zur Auslösung der Rechtsfolgen des 5 381 Abs.? 4 RVG stets

auch eine dem umfassenden Versicherungsschutz der pflicht—

versicherten Rentner entsprechende, vollen Krankenversi—

cherungsschutz gewährende private KrV abgeschlossen sein°

Bei einer solchen Auffassung werde die typische Gestaltung

privater Versicherungsverträge verkannt und die erstrebte

Gleichbehandlung aller Rentner letztlich verfehlt° Im Ge—

gensatz zur gesetzlichen KrV sei im privaten Versicherungs-
!
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gewerbe die Beteiligung der Versicherten an den entstehen—

den Krankheitskosten die Regel° Darüber hinaus seien dort

nicht nur die Aussteuerungsvorschriften und die Vorschrif—

ten über die Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf Fa—
milienangehörige im allgemeinen ungünstiger als in der

gesetzlichen KrV, sondern es würde häufig auch für bestimmte

Erkrankungen, insbesondere Vorerkrankungen, der Versicherungs

schutz von vornherein ausgeschlossen° Eine Vollversicherung

der in der gesetzlichen KrV üblichen Art würde daher bei

Privatversicherten nur in wenigen Ausnahmefällen bestehen

und dann auch nur zu unverhältnismäßig höheren Beiträgeno

Deshalb müsse das Bestehen einer Teilversicherung zumindest

dann genügen, wenn durch sie offenkundig ein nicht unerheb—

licher Versicherungsschutz im Krankheitsfalle gewährleistet

sei° Diesem Erfordernis genüge eine Krankenhauskostenver-‘
sicherung, weil sie das größte Risiko, nämlich die mit

stationärer Behandlungsbedürftigkeit verbundene Erkrankung,

kostenmäßig abdeckeo ‘

Hiergegen hat die Beklagte die vom LSG zugelassene Revision

eingelegt mit dem Antrags,

[
das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom

10° Dezember 1963 und das Urteil des SG

“Detmold vom 7° Juni 1963 aufzuheben und

: die Klage gegen die Bescheide vom 13° Mai

1962 bzw° 1„ November 1962 abzuweisen°

Gerügt wird Verletzung des @ 381 Abs° 4 RVOO Bei der Aus—
legung des Begriffs "gegen Krankheit versichert" im Sinne

des 5 381 Abs. 4 Satz 2 EVO müsse davon ausgegangen werden,

was die gesetzliche KrV unter dem ihre Leistungspflicht

auslösenden Versicherungsfall der Krankheit verstehe° Hier
sei Krankheit ein regelwidriger Körper— oder Geisteszustand,

der in der Notwendigkeit einer Krankenpflege oder in Ar-

beitsunfähigkeit wahrnehmbar zutage trete„ Der Umfang des

VersicherungssChutzes, den damit die gesetzliche KrV im

Falle der Krankheit biete, gelte als Maßstab für die ver—

;
_ 5 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...5-

4
@

traglichen Leistungen der privaten Versicherungsunternehmen°

Allerdings erreiche hier der Versicherungsschutz in der

Regel nicht die Leistungen der gesetzlichen Krankenkassen°

Das gehe schon daraus hervor, daß die gesetzliche KrV

eine Sachle'stungsversicherung, die private KrV dagegen

eine Krankheitskostenversicherung darstelle„ Hier fie—

len dem Versicherungsnehmer in vielen Fällen im Rahmen

der Tarife gewisse Kostenanteile selet dann zur Last,

wenn eine Krankheitskostenvollversicherung bestehe° Ein

Rentenbewerber sei allein dann "gegen Krankheit versichert"

{@ 581 Abso 4 Satz 2 RVG), wenn er grundsätzlich Versi—
cherungsschutz gegen die durch regelwidrige Körper— oder

Geisteszustände auftretenden Vermögensschäden genieße‚

seien sie durch ambulante oder stationäre Behandlung ent—

standen° Diesem Erfordernis genüge allein die private

Krankenkostenvollversicherung° Sie erfasse ambulante

und stationäre Behandlung in einem Tarife Dagegen er—
reichten weder die Krankenhauskosten- noch die Tagegeld—

versicherungen diesen Versicherungsschutz° Zudem werde

in @ 38? Abs° 4 Satz 2 BVG von "gleichen Ansprüchen" ge—

sprechen° Damit würden den Verhältnissen entsprechend

gleiche Bedingungen wie für @ 387 Abs° 4 Satz ? EVO vor-

ausgesetzt„ Der privat Versicherte müsse somit auch aus
diesem Grunde einen dem gesetzlichen Krankenversicherungs-

schutz entsprechenden Versicherungsvertrag abgeschlossen

haben; eine Teilversicherung genüge hierzu nichto Wollte

man den Teilversicherten den Beitragszuschuß ebenfalls

gewähren„ würde damit der Kerngedanke der Gleichbehand—

‘
lung verkannt° % _ :„ ' e \’

Der Kläger bittet um Zurückweisung der Revision„ Er schließt

sich der Auffassung der Vorinstanzen an und weist noch dar—

au1 hin, daß er inzwischen-65 Jahre alt geworden sei° Eine

einigermaßen ausreichende Vollversicherung bei einem pri-

vaten Versicherungsunternehmen würde ihn daher mindestens
60,—— DM monatlich kosten° Einen solchen Beitrag könne ein
Rentner ohne Inanspruchnahme seiner Rente aus dem Beitrags—

zuschuß nicht decken„
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Die Revision der Beklagten ist begründet°

Z_Nach @ 581 Abs° 4 Satz 1 und 2 EVO erhalten unter bestimm—
Vten VOraussetzungen Personen, welche die Voraussetzungen

für den Bezug einer Rente oder einer Hinterbliebenenrehte

aus der Rentenversieherung der Arbeiter oder eines Ruhe—
; geldes oder einer Hinterbliebenenrente aus der Rentenver—

'SieheTUng der Angestellten erfüllen, aber nicht zu den in
5 165 Abs" 1 Nr° 3 und 4 bezeichneten Personen gehören

(vglo BSG 14, 112, 115, 116) — und hierzu zählt der Kläger 3
an ihren Antrag von dem zuständigen Träger der Renten—
Ver310herung zu ihrem Krahkenversicherungsbeitrag einen

Beitragszuschuß° Wenn sie freiwillige Mitglieder in der
gesetzlichen KrV sind, erhalten sie einen Betrag, der dem
Dur0hschnitt der von dem Rentenversicherungsträger für die

13fliehtversicherten zur Verfügung gestellten Beiträgenv

}
entsprichto Den "gleichen Anspruch" haben diejenigen unter
ihnen, "die bei einem privaten Versicherungsunternehmen

‘ gegen Krankheit versichert sindo"

Mit Recht macht die Beklagte geltend, daß der Sinn der da—
mit ausgesprochenen Gleichstellung der bei einem privaten
Vereieherungsunternehmen versicherten Rentner der genann—
ten Art mit den in der gesetzlichen KrV freiwillig versi—

cherten Rentnern es erfordert, daß bei jenen etwa der

gleiche Versicherungsschutz gewährleistet ist wie bei die—
sen„ schon deshalb ist anzunehmen, daß 9 581 Abso 4 Satz 2
RVG den Abschluß einer sogenannten Vollversicherung in der
Form Voraussetzt, daß sowohl für ambulante als auch für

'etatienare Behandlung Versicherungsschutz besteht, wobei

es hi“genommen werden muß, daß in der Regel in der priva-
ten Krankenversicherung eine volle Kostendeckung nicht
bestehtc Andernfalls würde der Beitragszuséhuß bei nicht
Vergleichbaren Tatbeständen zu zahlen seino
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Es ist auch zu berücksichtigen, daß der Senat in BSG 14,

116 ausgesprochen hat, daß den freiwillig gegen Krankheit

versicherten Rentnern von den Trägern der Rentenversiche—

rung der in £ 381 Abs° 4 Satz 1 RVO erwähnte Durchschnitts-

betrag der Beiträge für die Pflichtversicherten ohne Rück-

sicht darauf zu zahlen ist, wie hoch ihr eigener Beitrag

zur gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung ist,

Es wäre gerade bei dieser Rechtslage nicht sinnvoll und

würde dem Streben des Gesetzgebers widersprechen, die

nicht pflichtversicherten Rentner durch Zahlung des Bei—

tragszuschusses zum Abschluß von freiwilligen Versiche—

rungen zu veranlassen, die ihnen einen den Pflichtversi—

cherten annähernd gleichen Versicherungsschutz gewähren,

wenn der volle Beitragszuschuß schon bei Abschluß einer

Teilversicherung zu zahlen wäre, die - wie insbesondere

bei Krankenhaustagegeld— sowie Krankenhauskostenversiche—

rungen — bereits zu sehr niedrigen Be1tragssätzen abge—

schlossen werden können° Auch aus diesem Grunde kann daher

für den Anspruch auf den Beitragszuschuß nach 9 381 Abs° 4

Satz 2 RVG eine Teil— oder Zusatzversicherung nicht genü—

gen°

Allerdings ist zuzugeben, daß der Kläger damit insoweit

benachteiligt ist, als er trotz eines sehr hohen Beitrags

für seine Krankenhauskostenversicherung überhaupt keinen

Zuschuß erhält, und der Senat hat erwogen, ob etwa eine

.Teilversicherung der zuvor erwähnten Art unter gewissen

Bedingungen als ausreichend für die Gewährung des Bei—

tragszuschusses angesehen werden könnte, insbesondere

etwa dann, wenn sie einen nicht nur geringfügigen Ver—

sicherungsschutz gewährt oder wenn sie zu einem nicht

unerheblichen Beitragssatz abgeschlossen ist, Eine solche

im Gesetz selbst nicht vorgesehene Regelung würde indes

die Grenzen einer zulässigen Auslegung des Gesetzes weit

überschreiten und überdies die Verwaltung und die Gerichte
bei Abgrenzung der ausreichenden Teilversicherungen vor
außerordentliche Schwierigkeiten stellen,
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Im übrigen aber muß sich der Kläger entgegenhalten lassen,

daß eine Krankenhauskostenversicherung in der Regel unschwer

in eine Krankenkostenvollversicherung umgewandelt werden

kenne Alsdann würde er den Beitragszuschuß erhalteno Außer—

dem bliebe ihm immer noch die Möglichkeit, nach @ ?76 Abs„ ”

Nr° 4 RVO freiwillig der gesetzlichen KrV beizutreten und

so den Beitrag nach @ 381 Abs° 4 Satz ? RVO zu erhalten°

Somit konnte der entgegenstehendeh AuffasSung des LSG nicht

gefolgt werden und die Revision der Beklagten mußte den aus

der Urteilsformel ersichtlichen Erfolg-haben°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichts—

gesetzeso
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